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Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über das allgemeine 
Verbrauchsteuersystem sowie über den Besitz und die Beförderung 
verbrauchsteuerpflichtiger Waren 
— KOM(90) 431 endg. — 
»Rats-Dok. Nr. 9670/90 14. 11. (15. 11.) 7. 11. 90« 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar-
tikel 99, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Errichtung und das Funktionieren des Binnen-
markts setzt den freien Verkehr der Waren einschließ-
lich der verbrauchsteuerpflichtigen Waren voraus. 

Es gilt zu bestimmen, in welchem Gebiet diese Richt-
linie ebenso wie die Richtlinien über die Verbrauch-
steuersätze und -strukturen der steuerpflichtigen Wa-
ren Anwendung finden. 

Der Begriff „verbrauchsteuerpflichtige Waren" ist zu 
definieren. Die gemeinschaftsrechtlichen Vorschrif-
ten gelten nur für die Waren, die in allen Mitgliedstaa-
ten der Verbrauchsteuer unterliegen. Die Beibehal

-

tung oder Einführung von Verbrauchsteuern auf be-
stimmte Waren in einem oder in mehreren Mitglied-
staaten darf dem Grundsatz des freien Warenverkehrs 
weder durch Steuerbefreiungen bei der Ausfuhr noch 
durch eine Besteuerung bei der Einfuhr noch durch 
Grenzkontrollen entgegenstehen. 

Um die Errichtung und das Funktionieren des Binnen-
markts sicherzustellen, müssen Steuertatbestand und 
Steueranspruch in allen Mitgliedstaaten identisch 
sein. 

Da der Steueranspruch in die Zuständigkeit der Mit-
gliedstaaten fällt, entsteht der Verbrauchsteueran-
spruch bei einem Verkauf oder einer Beschaffung von 
Waren für die Zwecke eines Steuerpflichtigen gemäß 
Artikel 4 der Richtlinie 77/388/EWG des Rates 1), zu-
letzt geändert durch die Richtlinie 89/465/EWG 2), in 
einem anderen Mitgliedstaat als dem, in dem die Wa-
ren in den zoll- und steuerrechtlich freien Verkehr 
übergeführt worden sind, im Mitgliedstaat des Ver-
kaufs oder der Beschaffung. Es ist jedoch die Möglich-
keit vorzusehen, diese Bestimmung innerhalb einer 
angemessenen Frist zu ändern. 

1) ABl. Nr. L 145 vom 13. Juni 1977, S. 1. 
2) ABl. Nr. L 226 vom 3. August 1989, S. 21. 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanz-
leramtes vom 28. November 1990. 
Diese Vorlage ist mit Schreiben der Kommission der Europäischen Gemeinschaften dem Präsidenten des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der genannten 
Kommissionsvorlage ist nicht vorgesehen. 
Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
Gemäß § 93 Satz 3 GO-BT am 15. März 1991 angefordert, siehe auch Drucksache 12/269 Nr. 2.9. 
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Damit die geschuldete Steuer fristgerecht erhoben 
wird, müssen ab dem Eintritt des Steuertatbestands 
Kontrollen in den Produktions- und Lagerstätten 
durchgeführt werden können. Ein System amtlich zu-
gelassener Lager soll diese Kontrollen ermöglichen. 

Der Übergang von dem Hoheitsgebiet eines Mitglied-
staats in das eines anderen darf nicht zu Kontrollen 
führen, die den freien Warenverkehr in der Gemein-
schaft beeinträchtigen können. Die Durchsetzung des 
Steueranspruchs setzt jedoch eine Kenntnis der Bewe-
gungen der verbrauchsteuerpflichtigen Waren vor-
aus. Über miteinander verbundene Lager können 
diese Bewegungen verfolgt werden. 

Es muß sichergestellt werden, daß der Vorgang der 
Steuererhebung auf steuerpflichtige Waren durch die 
Mitgliedstaaten der Warenbewegung unter Steuer-
aussetzung entspricht. 

Während der Beförderung können gelegentliche Kon-
trollen beibehalten werden. Jede Ware muß leicht 
identifizierbar sein. Die für die Steuerschuld relevante 
geographische Zuordnung der Ware muß sofort er-
kennbar sein. Zu diesem Zweck ist ein entsprechen-
des Begleitpapier vorzusehen. Bei diesem Begleitpa-
pier kann es sich um ein Verwaltungs- oder ein Han-
delsdokument handeln. Das zu verwendende Han-
delsdokument muß die wichtigsten Angaben des Ver-
waltungsdokuments enthalten. 

Das Begleitpapier ist außerdem nicht zu verwenden, 
wenn die verbrauchsteuerpflichtigen Waren im Rah-
men eines die Steuer aussetzenden Verfahrens beför-
dert werden. 

Im Rahmen eines nationalen Steueranspruchs ist es 
angebracht, daß die Verbrauchsteuer im Falle einer 
Zuwiderhandlung oder einer Unregelmäßigkeit ent-
weder von dem Mitgliedstaat, auf dessen Gebiet die 
Zuwiderhandlung oder die Unregelmäßigkeit began-
gen worden ist, oder von dem Mitgliedstaat, in dem 
die Zuwiderhandlung oder Unregelmäßigkeit festge-
stellt worden ist, oder bei Nichtvorführung im Bestim-
mungsland von dem Ausgangsmitgliedstaat eingezo-
gen wird. 

Die Mitgliedstaaten können schließlich bestimmen, 
daß in den zoll- und steuerrechtlich freien Verkehr 
übergeführte Waren mit nationalen Erkennungszei-
chen versehen werden. Die Verwendung dieser Zei-
chen darf zu keiner Beeinträchtigung des innerge-
meinschaftlichen Handels führen. 

Zur Vermeidung einer Doppelbesteuerung begründet 
nur die Entrichtung von Verbrauchsteuern in dem 
Mitgliedstaat, in dem die Ware zuletzt Gegenstand 
eines Handelsgeschäfts gewesen ist, die Erstattung 
der Verbrauchsteuern in dem Mitgliedstaat, in dem 
die Waren zum ersten Mal in den zoll- und steuer-
rechtlich freien Verkehr überführt worden sind. 

Die Mitgliedstaaten können mit anderen Staaten oder 
internationalen Organisationen Steuerbefreiungen 
vereinbaren. 

Es wird ein Verbrauchsteuerausschuß eingesetzt, der 
an der Ausarbeitung der gemeinschaftsrechtlichen 
Vorschriften mitwirken soll, die zur Durchführung 
dieser Richtlinie sowie der Richtlinien ... über die 

Struktur der Verbrauchsteuern auf Tabakwaren, alko -
holische Getränke und Mineralöle erforderlich sind — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

TITEL I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

1. Diese Richtlinie regelt die Verbrauchsteuern und 
die anderen indirekten Steuern, die unmittelbar 
oder mittelbar auf den Verbrauch von Gegenstän-
den erhoben werden, mit Ausnahme der Mehr-
wertsteuer und der von den Organen der Europäi-
schen Gemeinschaften festgelegten Abgaben. 

2. Einzelvorschriften über die Sätze und die Struktur 
der Verbrauchsteuern der steuerpflichtigen Waren 
sind in den Richtlinien ... niedergelegt 1 ). 

Artikel 2 

Die vorliegende Richtlinie gilt ebenso wie die in 
Artikel 1 Abs. 2 genannten Richtlinien im Zollgebiet 
der Gemeinschaft, wie es in der Verordnung (EWG) 
Nr. 2151/84 des Rates 2) festgelegt ist. 

Artikel 3 

1. Im Sinne dieser Richtlinie sind unter verbrauch-
steuerpflichtigen Waren folgende Waren zu verste-
hen, so wie sie in den einschlägigen Richtlinien 
definiert sind: 

— Mineralöle 

— alkoholische Getränke 

— Tabakwaren. 

2. Auf die in Absatz 1 genannten Waren werden 
keine anderen Abgaben erhoben als die Ver-
brauchsteuer und die Mehrwertsteuer. 

3. Die Mitgliedstaaten können auf anderen als den in 
Absatz 1 genannten Waren Abgaben einführen 
oder aufrechterhalten, sofern dies im Handel zwi-
schen den Mitgliedstaaten weder eine Abgabener-
hebung beim Eingang in das nationale Hoheitsge-
biet noch eine Abgabenbefreiung beim Ausgang 
aus dem nationalen Hoheitsgebiet, noch Grenz-
kontrollen zur Folge hat. 

1) ABl. Nr. C 12 vom 18. Januar 1990, S. 4; (KOM(89) 525 
endg.) 
ABl. Nr. C 16 vom 23. Januar 1990, S. 10; (KOM(89) 526 
endg.) 
ABl. Nr. C 12 vom 18. Januar 1990, S. 12; (KOM(89) 527 
endg.) 
ABl. Nr. C ... vom ..., S....; (KOM(90) ...) 
ABl. Nr. C ... vom ..., S....; (KOM(90) ...) 
ABl. Nr. C ... vom ..., S....; (KOM(90) ...). 

2) ABl. Nr. L 197 vom 27. Juli 1984, S. 1. 
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Artikel 4 

1. Der Verbrauchsteuertatbestand tritt bei den ver-
brauchsteuerpflichtigen Waren mit ihrer Herstel-
lung im Gebiet der Gemeinschaft oder mit ihrer 
Einfuhr aus Drittländern in das Gebiet der Gemein-
schaft ein. 

2. Der Verbrauchsteueranspruch entsteht mit der 
Überführung der Ware in den zoll- und steuer-
rechtlich freien Verkehr. Als Überführung in den 
zoll- und steuerrechtlich freien Verkehr gilt die 
Bereitstellung einer verbrauchsteuerpflichtigen 
Ware für eine natürliche oder juristische Person im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats nach Entlas-
sung dieser Ware aus der steuerlichen Bindung. 

3. Maßgebender Verbrauchsteuersatz ist der zum 
Zeitpunkt des Entstehens des Steueranspruchs 
gültige Satz. Die Verbrauchsteuer wird  nach den 
von den Mitgliedstaaten festgelegten Modalitäten 
erhoben und eingezogen, wobei die Zahlungsfri-
sten unterschiedslos für Inlandswaren und die Wa-
ren der anderen Mitgliedstaaten gelten. 

Artikel 5 

1. Von den allgemeinen Bestimmungen des Arti-
kels 4 abgesehen, entsteht der Verbrauchsteueran-
spruch unter folgenden Voraussetzungen in den 
nachstehenden Gebieten: 

a) Der Verkauf verbrauchsteuerpflichtiger Waren 
in einem anderen Mitgliedstaat als dem des In-
verkehrbringens nach dem Inverkehrbringen 
dieser Waren begründet den Verbrauchsteu-
eranspruch in dem Mitgliedstaat, in dem der 
Verkauf erfolgt. 

b) Die Beschaffung verbrauchsteuerpflichtiger 
Waren zu geschäftlichen Zwecken durch einen 
Steuerpflichtigen gemäß Artikel 4 der Richtlinie 
77/388/EWG sowie für die Zwecke einer Ein-
richtung des öffentlichen Rechts im Sinne von 
Artikel 4 Abs. 5 Unterabs. 1 der genannten 
Richtlinie in einem anderen Mitgliedstaat als 
dem, in dem die Ware in den zoll- und steuer-
rechtlich freien Verkehr überführt wurde, be-
gründet den Verbrauchsteueranspruch in dem 
Mitgliedstaat, in dem diese Beschaffung be-
wirkt wird. 

c) Unbeschadet der Bestimmungen des Buchsta-
bens a begründen die Lieferungen im Rahmen 
eines Versandhandelsverkaufs gemäß Arti-
kel 28 der Richtlinie ... 1 ) den Verbrauchsteu-
eranspruch in dem Mitgliedstaat, in dem die 
versandten oder beförderten Waren den Erwer-
ber erreichen, mit dem Eintreffen dieser Wa-
ren. 

2. Der Rat überprüft die Bestimmungen des Absat-
zes 1 auf der Grundlage eines Berichts der Kom-
mission bis zum 1. Januar 1997 und verabschiedet 
auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung 

1) ABl. Nr. C 176 vom 17. Juli 1990, S. 8; KOM(90) 182. 

des Europäischen Parlaments gegebenenfalls er-
forderliche Änderungen dieser Bestimmungen. 

TITEL II 

Herstellung und Besitz 

Artikel 6 

1. Jeder Mitgliedstaat regelt die Herstellung und den 
Besitz verbrauchsteuerpflichtiger Waren vorbe-
haltlich der Bestimmungen dieser Richtlinie. 

2. Die Herstellung und der Besitz verbrauchsteuer-
pflichtiger Waren unterliegen bis zur Entrichtung 
der Verbrauchsteuer einer Kontrolle im Rahmen 
der Regelung über Steuerlager, nachstehend „La-
ger" genannt. 

Artikel 7 

Die Einrichtung eines Lagers bedarf der Bewilli-
gung der zuständigen Behörden der Mitgliedstaa-
ten. 

Die Inhaber dieser Bewil ligung werden als amtlich 
zugelassene Lagerinhaber bezeichnet. 

Artikel 8 

Der amtlich zugelassene Lagerinhaber muß 

a) eine Sicherheit leisten, 

b) den für den Lagerverkehr vorgeschriebenen Ver-
pflichtungen nachkommen, 

c) die Waren auf Verlangen vorweisen, 

d) alle Maßnahmen zur Überwachung oder Bestands-
aufnahme dulden, 

e) Aufzeichnungen über die Waren führen. 

Artikel 9 

Das Lagerverfahren endet mit der Überführung in 
den zoll- und steuerrechtlich freien Verkehr, mit der 
Überführung in einen vorläufigen Zollverkehr, in ein 
Versandverfahren, in ein Versandverfahren TIR, mit 
der Beförderung aufgrund des Rheinmanifests oder 
des Formblatts 302 gemäß dem Übereinkommen zwi-
schen den Vertragsparteien des Nordatlantikvertrags, 
mit dem Verbringen in eine Freizone, der Ausfuhr 
oder Wiederausfuhr aus dem Gebiet der Gemein-
schaft, dem Verzicht zugunsten der Staatskasse, so-
fern diese Möglichkeit besteht, oder mit der Vernich-
tung oder Zerstörung der Ware unter amtlicher Über-
wachung. 
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Artikel 10 

1. Der amtlich zugelassene Lagerinhaber wird für 
jene Mengen von der Steuer befreit, die während 
der Dauer ihres Verbleibs im Lager aufgrund Zu-
falls, höherer Gewalt oder aus Gründen, die sich 
aus der Eigenart der Waren ergeben, untergegan-
gen sind. 

2. Bei unbefugter Entnahme von Waren aus dem La-
ger werden die Abgaben nach den zum Zeitpunkt 
der Entnahme geltenden Sätzen erhoben. Wenn 
der Zeitpunkt der Entnahme nicht festgestellt wer-
den kann, gilt der höchste Satz, der zwischen dem 
Zeitpunkt der Einlagerung oder der letzten Be-
standsaufnahme und dem Zeitpunkt anwendbar 
war, zu dem die Fehlmenge festgestellt worden 
ist. 

TITEL III 

Beförderung 

Artikel 11 

1. Die Beförderung verbrauchsteuerpflichtiger Wa-
ren im Verfahren der bedingten Abgabenbefrei-
ung erfolgt zwischen den amtlich zugelassenen La-
gerinhabern. Die Waren gelten in diesem Fall als 
im Lagerverfahren verblieben. 

2. Die Nämlichkeit der im Verfahren der bedingten 
Verbrauchsteuerbefreiung beförderten Waren 
wird durch Verschluß gesichert, und zwar durch 
Raumverschluß, wenn das Beförderungsmittel be-
reits zugelassen worden ist, und in allen anderen 
Fällen durch Packstückverschluß. 

3. Die gemäß Artikel 7 von den zuständigen Behör-
den eines Mitgliedstaats amtlich zugelassenen La-
gerinhaber gelten als für die Warenbeförderung im 
Inland und in der Gemeinschaft zugelassen. 

4. Die mit der Warenbeförderung im Inland und in der 
Gemeinschaft verbundenen Risiken werden von 
der Sicherheitsleistung gemäß Artikel 8, die der 
Versender in seiner Eigenschaft als amtlich zuge-
lassener Lagerinhaber gestellt hat, gedeckt. 

Diese Sicherheit muß in der gesamten Gemein-
schaft gültig sein. 

5. Abweichend von Absatz 1 Satz 1 braucht der Emp-
fänger kein amtlich zugelassener Lagerinhaber zu 
sein. In diesem Fall wird die Verbrauchsteuer nach 
den von den zuständigen Behörden festgelegten 
Modalitäten mit dem Eintreffen der Waren beim 
Empfänger entrichtet. 

Artikel 12 

1. Ungeachtet des etwaigen Einsatzes der elektroni-
schen Datenverarbeitung wird jeder verbrauch-
steuerpflichtigen Ware, die im Verfahren der be-
dingten Abgabenbefreiung zwischen den Mit-
gliedstaaten befördert wird, ein von dem versen-
denden Lagerinhaber ausgestelltes Verwaltungs

-dokument gemäß Anhang I oder ein Handelsdoku-
ment, das die in Anhang II aufgeführten Angaben 
enthält, beigegeben. 

2. Absatz 1 findet keine Anwendung auf verbrauch

-

steuerpflichtige Waren, die in den in Artikel 9 ge-
nannten Verfahren befördert werden. 

3. Unbeschadet des Artikels 3 Abs. 3 können die Mit-
gliedstaaten die Vorschriften über den Handel mit 
Grundstoffen, die bei der Herstellung oder Verar-
beitung verbrauchsteuerpflichtiger Waren ver-
wendet werden, beibehalten. 

Artikel 13 

1. Der empfangende Lagerinhaber sendet ein Exem-
plar des begleitenden Verwaltungsdokuments be-
ziehungsweise eine Kopie des Handelsdokuments 
unverzüglich, spätestens jedoch binnen eines Mo-
nats nach Eingang des Dokuments, zur Erledigung 
an den versendenden Lagerinhaber zurück. 

2. Im Falle der Nichterledigung hat der abgebende 
Lagerinhaber die zuständigen Behörden hiervon 
zu unterrichten. 

Artikel 14 

1. Wurde während des Verfahrens der bedingten Ab-
gabenbefreiung eine Zuwiderhandlung oder Unre-
gelmäßigkeit begangen, so wird die Verbrauch-
steuer in dem Mitgliedstaat erhoben, in dem sie 
begangen worden ist. 

2. Wurde während des Verfahrens der bedingten Ab-
gabenbefreiung eine Zuwiderhandlung oder Unre-
gelmäßigkeit begangen, ohne daß der Ort der Zu-
widerhandlung feststeht, so gilt sie als in dem Mit-
gliedstaat begangen, in dem sie festgestellt worden 
ist. 

3. Werden die Waren nicht im Lager des empfangen-
den Lagerinhabers oder an einem der in Artikel 11 
Abs. 5 und in Artikel 16 Abs. 1 bezeichneten Ort 
vorgeführt, so gilt die Zuwiderhandlung oder Unre-
gelmäßigkeit als im Abgangsmitgliedstaat began-
gen, es sei denn, die Rechtmäßigkeit des Vorgangs 
oder der Ort, an dem die Zuwiderhandlung tat-
sächlich begangen worden ist, wird binnen einer 
noch zu bestimmenden Frist zur Zufriedenheit der 
zuständigen Behörden nachgewiesen. 

4. Wird vor Ablauf einer Frist von drei Jahren, ab dem 
Tag der Ausfertigung des Begleitpapiers gerech-
net, der Mitgliedstaat ermittelt, in dem die Zuwi-
derhandlung oder Unregelmäßigkeit tatsächlich 
begangen worden ist, so wird die Verbrauchsteuer 
von diesem Mitgliedstaat erhoben. 

In diesem Fall  wird, sobald der Nachweis erbracht 
worden ist, daß die Verbrauchsteuer in diesem Mit

-

gliedstaat entrichtet worden ist, die eingangs erho-
bene Verbrauchsteuer erstattet. 
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Artikel 15 

1. Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß die in 
ihrem Hoheitsgebiet in den zoll- und steuerrecht-
lich freien Verkehr übergeführten oder verkauften 
Waren mit nationalen Erkennungs- oder Steuerzei-
chen versehen werden. 

2. Die Mitgliedstaaten, die na tionale Erkennungs-
oder Steuerzeichen verwenden, haben diese Zei-
chen den Herstellern und Händlern der anderen 
Mitgliedstaaten zur Verfügung zu stellen. 

3. Die Mitgliedstaaten, die die Verbrauchsteuer auf 
anderem Wege als mittels Steuerzeichen erheben, 
sorgen dafür, daß hieraus weder verwaltungsmä-
ßige noch technische Hemmnisse für den Handel 
zwischen den Mitgliedstaaten entstehen. 

4. Waren, die mit dem Erkennungs- oder Steuerzei-
chen eines Mitgliedstaats versehen sind, können 
nur in diesem Mitgliedstaat in den zoll- und steu-
errechtlich freien Verkehr übergeführt werden. 

5. Waren, die mit dem Erkennungs- oder Steuerzei-
chen eines Mitgliedstaats versehen und zum Ver-
kauf in diesem Mitgliedstaat bestimmt sind, unter-
liegen im Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied-
staats den Verfahren gemäß Artikel 9 und Arti-
kel 12 Abs. 1. 

TITEL IV 

Erstattung 

Artikel 16 

1. Verbrauchsteuerpflichtige, in den zoll- und steuer-
rechtlich freien Verkehr gebrachte Waren können 
auf Antrag des versendenden Lagerinhabers in Ab-
weichung von Artikel 11 Abs. 1 in den steuerlich 
gebundenen Verkehr überführt oder rücküber-
führt werden; für sie kann in dem Mitgliedstaat, in 
dem sie in den zoll- und steuerrechtlich freien Ver-
kehr gebracht worden sind, wenn sie tatsächlich 
für die Überführung in den zoll- und steuerrecht-
lich freien Verkehr in einem anderen Mitgliedstaat 
bestimmt sind, oder in den Fällen des Artikels 18 
die Verbrauchsteuer erstattet werden. 

2. Liegen nach ordnungsgemäßer Feststellung be-
sondere Umstände vor, die die Anwendung der 
Bestimmungen des Absatzes 1 verhindern, erstat-
tet der Mitgliedstaat, in dem die Überführung in 
den zoll- und steuerrechtlich freien Verkehr statt-
findet, auf Antrag, dem ein Nachweis über die Ent-
richtung der Verbrauchsteuer in dem Mitgliedstaat 
beigefügt ist, in dem die Überführung in den zoll- 
und steuerrechtlich freien Verkehr tatsächlich er-
folgt ist, den unrechtmäßig empfangenen Betrag. 

Artikel 17 

Unbeschadet der Bestimmungen der Titel II, III und 
IV legen die Mitgliedstaaten die Bedingungen für die 
Überführung oder Rücküberführung in das Verfahren  

der bedingten Abgabenbefreiung und die hieraus fol-
gende Erstattung sowie die nachträgliche Erstattung 
einschließlich der für das gesamte Gebiet der Ge-
meinschaft geltenden Sicherheitsleistung fest. Die Er-
stattung hat jedoch binnen eines Monats ab dem Tag 
der Überführung oder Rücküberführung in das Ver-
fahren der bedingten Abgabenbefreiung gemäß Arti-
kel 16 Abs. 1 oder ab dem Tag der Stellung des Erstat-
tungsantrags gemäß Artikel 16 Abs. 2 zu erfolgen. 

TITEL V 

Steuerbefreiung 

Artikel 18 

Verbrauchsteuerpflichtige Waren sind von der Ver-
brauchsteuer befreit, sofern sie für diplomatische oder 
konsularische Vertretungen, für inte rnationale Ein-
richtungen, die von den Behörden des Aufnahmelan-
des als solche anerkannt sind, sowie für die Mitglieder 
dieser Einrichtungen in den Grenzen, die in den inter-
nationalen Übereinkommen über die Gründung die-
ser Einrichtungen festgelegt sind, oder in den Mit-
gliedstaaten, die Vertragsparteien des Nordatlantik-
vertrags sind, für die Streitkräfte anderer Parteien die-
ses Vertrags für den Gebrauch oder Verbrauch dieser 
Streitkräfte oder ihres zivilen Begleitpersonals oder 
für die Versorgung ihrer Kasinos oder Kantinen, wenn 
diese Streitkräfte der gemeinsamen Verteidigungsan-
strengung dienen, bestimmt sind. 

TITEL VI 

Verbrauchsteuerausschuß 

Artikel 19 

1. Es wird ein Verbrauchsteuerausschuß — nachste-
hend „Ausschuß" genannt — eingesetzt, der aus 
Vertretern der Mitgliedstaaten besteht und in dem 
ein Vertreter der Kommission den Vorsitz führt. 

2. Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 20 

1. Der Ausschuß kann alle die Anwendung dieser 
Richtlinie sowie der Richtlinien ... 1 ) über Tabak-
waren, alkoholische Getränke und Mineralöle be-
treffenden Fragen prüfen, die ihm der Vorsitzende 
von sich aus oder auf Antrag des Vertreters eines 
Mitgliedstaats unterbreitet. 

1) ABl. Nr. C 12 vom 18. Januar 1990, S. 4; (KOM(89) 525 
endg.) 
ABl. Nr. C 16 vom 23. Januar 1990, S. 10; (KOM(89) 526 
endg.) 
ABl. Nr. C 12 vom 18. Januar 1990, S. 12 ;  (KOM(89) 527 
endg.) 
ABl. Nr. C ... vom ..., S. ...; (KOM(90) ...) 
ABl. Nr. C ... vom ..., S... ; (KOM(90) ...) 
ABl. Nr. C ... vom ..., S....; (KOM(90) ...). 
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2. Die Kommission erläßt nach Anhörung des Aus-
schusses die zur Anwendung der Titel II und III 
dieser Richtlinie sowie der Richtlinien ... 1) über 
Tabakwaren, alkoholische Getränke und Mineral-
öle erforderlichen Vorschriften. 

3. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu erlassenden Vor-
schriften. Der Ausschuß gibt eine Stellungnahme 
zu diesem Entwurf innerhalb einer Frist ab, die der 
Vorsitzende unter Berücksichtigung der Dringlich-
keit der betreffenden Frage — erforderlichenfalls 
durch eine Abstimmung — festsetzen kann. 

Die Stellungnahme wird in das Protokoll aufge-
nommen; darüber hinaus kann jeder Mitgliedstaat 
verlangen, daß sein Standpunkt im Protokoll fest-
gehalten wird. 

Die Kommission berücksichtigt soweit wie möglich 
die Stellungnahme des Ausschusses. Sie unterrich- 

1) ABl. Nr. C ... vom . . ., S....; (KOM(90) ...) 
ABl. Nr. C ... vom . . ., S....; (KOM(90) ...) 
ABl. Nr. C ... vom . . ., S....; (KOM(90) ...). 

tet den Ausschuß darüber, inwieweit sie seine Stel-
lungnahme berücksichtigt hat. 

Artikel 21 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um die-
ser Richtlinie spätestens am 31. Dezember 1992 nach-
zukommen. 

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, 
wird in den Vorschriften selbst oder bei ihrer amtli-
chen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug ge-
nommen. Über die Einzelheiten dieser Bezugnahme 
entscheiden die Mitgliedstaaten. 

Artikel 22 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich-
tet. 

Geschehen zu Brüssel, am .. . 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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ANHANG I 

Erläuterungen zum Begleitpapier 

I. Allgemeines 

a) Das Dokument ist in leserlicher und haltbarer 
Schrift auszufüllen. Es darf weder Rasuren noch 

Übermalungen aufweisen. Werden Änderungen 
vorgenommen, so müssen die unzutreffenden An-
gaben durchgestrichen und gegebenenfalls die ge-
wünschten Angaben hinzugefügt werden. Jede 
derartige Änderung muß von dem, der sie vorge-
nommen hat, bestätigt und mit einem amtlichen 
Vermerk versehen werden. 

b) Wird der in den Feldern 9 und 14 der Warenbe-
zeichnung vorbehaltene Raum nicht vollständig 
genutzt, so sind die verbleibenden Leerfelder 
durch Streichung für weitere Eintragungen un-
brauchbar zu machen. 

c) Das Dokument darf nur für eine einzige ver

-

brauchsteuerpflichtige Warengattung verwendet 
werden. 

II. Felder 

1. 	Versender 

Anzugeben sind Name und Vorname 
oder Firma sowie die vollständige An-
schrift des Versenders. 

— Ist der Versender ein amtlich zugelas-
sener Lagerinhaber, so ist seine Zu-
lassungsnummer sowie die Kennum-
mer des Lagers anzugeben. 

— Ist der Versender zum Lagerverkehr 
nicht zugelassen, sind nur die Anga-
ben Satz 1 erforderlich. 

2. Bezugsnummer 

Vom Versender festgelegte laufende 
Nummer der Sendung. 

3. Datum 

Versanddatum. 

4. Empfänger 

An dieser Stelle sind die entsprechenden 
Angaben gemäß Nummer 1 für den 
Empfänger zu machen. 

5. Verantwortlicher für den Zahlungsver-
kehr 

Grundsätzlich handelt es sich hier um 
den Versender. Im Falle einer Zweignie-
derlassung oder Tochtergesellschaft al-
lerdings ist der tatsächlich Verantwortli-
che (z. B. das Mutterunternehmen) anzu-
geben. 

6. Versendungsland 

Anzugeben ist das Land des Versen-
ders. 

7. Bestimmungsland 

Anzugeben ist das Land des Empfän-
gers. 

8. 	Beförderungsmittel 

Anzugeben sind Art, Staatszugehörig-
keit und Kennzeichen des verwendeten 
Beförderungsmittels. Bei Umladung sind 
die verschiedenen Beförderungsmittel 
anzugeben. 

9. — 14. 	Warenbezeichnung — Containernum

-

mer — Anzahl und Art 

Anzugeben sind unverschlüsselt die Art 
der Waren (Wein, Whisky, Zigaretten, 
Dieselkraftstoff usw.), die Nummer der 
Container, ihre Anzahl, Art der Verpak-
kung (lose, in Flaschen, Kartons usw.). 
Anzugeben sind ferner 

— bei alkoholischen Getränken Anzahl 
und Staffelung der Liter, tatsächlicher 
Alkoholgehalt (in Volumenprozent) 
bei einer Temperatur von 20 °C; 

— bei Mineralölen Anzahl der Liter und 
gegebenenfalls das Reingewicht in 
Kilogramm sowie die Temperatur in 

°C; 

— bei Tabakwaren 

— für Zigarren, Zigarillos und Ziga-
retten die Stückzahl; 

— für Rauch-, Kau- und Schnupfta-
bak das Reingewicht in Kilo-
gramm. 

10. und 15. KN-Code 

Anzugeben ist der der Ware entspre-
chende Code der Kombinierten Nomen-
klatur. 

11. und 16. Rohmasse 

Anzugeben ist die Rohmasse. 

12. und  17. Eigenmasse 

Anzugeben ist die Eigenmasse. 

13. und 18. Wert 

Der Wert ist nur bei Tabakwaren anzuge-
ben. 

19. 	Beförderungsstrecke und -zeit 

Obligatorische Angabe. 
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20. Ausstellungsort und -datum — Beglaubi-
gung 

Das begleitende Verwaltungsdokument 
wird von dem Versender nach den Vor-
schriften des Mitgliedstaats ausgefer-
tigt. 

21. Kontrollen 

Anzugeben ist das Ergebnis etwaiger 
Kontrollen bei der Ausfertigung des Be-
gleitpapiers, während der Beförderung 
oder im Bestimmungslager. Erfolgt die 
Beförderung unter Verschlußsicherung, 
so ist die Art  der Verschlüsse einschließ-
lich ihrer Anzahl und ihrer Seriennum-
mer anzugeben. 

0. 	Exemplar für ... 

Anzugeben sind die fortlaufende Num

-

mer des Exemplars des Vordrucksatzes 

und der Empfänger des jewei ligen 
Exemplars. 

III. Ausfertigung des Begleitpapiers 

Das Begleitpapier besteht aus fünf Exemplaren: 

1. Exemplar für den Versender 

2. Exemplar für die zuständigen Behörden des Ab-
gangslands 

3. Exemplar für den Empfänger 

4. Exemplar für die zuständigen Behörden des Be-
stimmungslands 

5. Rückschein, den der Empfänger zur Bestätigung 
des Übergangs an den Versender zurückschickt. 
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ANHANG II  

Erläuterungen zum Handelsdokument 

I. Allgemeines 

a) Das Dokument ist in leserlicher und haltbarer 
Schrift auszufüllen. Es darf weder Rasuren noch 
Übermalungen aufweisen. Werden Änderungen 
vorgenommen, so müssen die unzutreffenden An-
gaben durchgestrichen und gegebenenfalls die ge-
wünschten Angaben hinzugefügt werden. Jede 
derartige Änderung muß von dem, der sie vorge-
nommen hat, bestätigt und mit einem amtlichen 
Vermerk versehen werden. 

b) Das Dokument darf nur für eine einzige ver

-

brauchsteuerpflichtige Warengattung verwendet 
werden. 

II. Ausfertigung des Dokuments 

Das Handelsdokument ist in fünffacher Ausfertigung 
zu erstellen (1 Original und 4 Kopien) : 

1. Ein Original für den Versender 

2. Exemplar für die zuständigen Behörden des Ab-
gangslands 

3. Exemplar für den Empfänger 

4. Exemplar für die zuständigen Behörden des Be-
stimmungslands 

5. Rückschein, den der Empfänger zur Bestätigung 
des Übergangs an den Versender zurückschickt. 

III. Wichtige Hinweise zum Ausfüllen des 
Handelsdokuments gemäß den Bestimmungen 
der Richtlinie 

a) Versender 

— Anzugeben sind Name und Vorname oder Firma 
sowie die vollständige Anschrift des Versenders. 

— Ist der Versender ein zum Lagerverkehr zugelasse-
ner Wirtschaftsteilnehmer, so ist seine Zulassungs-
nummer sowie seine Mehrwertsteuernummer an-
zugeben. 

— Ist der Versender kein zum Lagerverkehr zugelas-
sener Wirtschaftsteilnehmer, aber ein Mehrwert

-

steuerpflichtiger, ist die Mehrwertsteuernummer 
anzugeben. 

— Ist der Versender weder ein zum Lagerverkehr 
zugelassener Wirtschaftsteilnehmer noch ein 
Mehrwertsteuerpflichtiger, sind die Angaben in 
Unterabsatz 1 ausreichend. 

b) Datum 

Anzugeben ist das Rechnungsdatum (das nicht unbe-
dingt mit dem Versanddatum identisch sein muß) so-
wie das Datum der Übergabe der Waren. 

c) Rechnungsnummer 

Diese Nummer ist vom Versender anzugeben. 

d) Empfänger 

An dieser Stelle sind die entsprechenden Angaben 
gemäß Buchstabe a für den Empfänger zu machen. 

e) Besondere Hinweise 

Werden verbrauchsteuerpflichtige Waren im Verfah-
ren der bedingten Abgabenbefreiung versandt, muß 
das Handelsdokument den Hinweis „Warensendung 
im Verfahren der bedingten Abgabenbefreiung" ent-
halten. 

f) Beförderungsmittel 

Anzugeben sind Art, Staatszugehörigkeit und Kenn-
zeichen des verwendeten Beförderungsmittels. Bei 
Umladung sind die verschiedenen Beförderungsmit-
tel anzugeben. 

g) Warenbezeichnung — Containernummer — 

Anzahl und Art 

Anzugeben sind unverschlüsselt die A rt  der Waren 
(Wein, Whisky, Zigaretten, Dieselkraftstoff usw.), die 
Nummer der Container, ihre Anzahl, Art der Verpak-
kung (lose, in Flaschen, Kartons usw.). Anzugeben 
sind ferner 

— bei alkoholischen Getränken Anzahl und Staffe-
lung der Liter, tatsächlicher Alkoholgehalt (in Vo-
lumenprozent) bei einer Temperatur von 20 °C; 

— bei Mineralölen Anzahl der Liter und gegebenen-
falls das Reingewicht in Kilogramm sowie die Tem-
peratur in °C; 

— bei Tabakwaren 

— für Zigarren, Zigarillos und Zigaretten die 
Stückzahl; 

— für Rauch-, Kau- und Schnupftabak das Rein-
gewicht in Kilogramm. 

h) KN-Code 

Anzugeben ist der der Ware entsprechende Code der 
Kombinierten Nomenklatur. 

i) Wert 

Anzugeben ist der Wert der verbrauchsteuerpflichti-
gen Waren. 
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Fiche d'impact sur les pme et l'emploi 

La présente proposition de directive visant au régime général ainsi qu'à la détention 
et à la circulation des produits soumis à accises est nécessaire dans le cadre de 
l'abolition des frontières fiscales et s'intègre dans l'ensemble des mesures prises 
pour l'achèvement du marché intérieur. 

I. Obligations administratives découlant de l'application de la présente directive 
pour les entrepises: 

— le document administratif ou le document commercial remplacent les docu-
ments existants qui sont établis pour l'essentiel par les opérateurs. 

II. Quels sont les avantages pour les entreprises? 

— néant. 

III. Y-a-t-il des inconvénients pour les entreprises en termes de coûts supplémen-
taires? 

— l'application de la présente directive n'entraînera aucun coût supplémentaire 
pour les entreprises. 

IV. Effets sur l'emploi: 

— néant. 

V. Les partenaires sociaux n'ont pas été consultés. 

VI. Une approche alternative moins contraignante n'est pas envisageable dans le 
cadre de l'abolition des frontières fiscales. 

Fiche financiere 

L'application de la présente proposition de directive n'aura pas d'incidence finan-
cière sur les ressources propres de la Communauté. 
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Begründung 

I. Einleitung 

1. Die Einheitliche Europäische Akte sieht vor, daß 
bis Ende 1992 ein Wirtschaftsraum ohne Binnen-
grenzen geschaffen wird, in dem der freie Waren-, 
Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr 
gewährleistet ist. Dieses Ziel eines einheitlichen 
Gemeinschaftsmarktes gründet auf der Beseiti-
gung der technischen, materiellen und steuerli-
chen Hindernisse, die im Weißbuch der Kommis-
sion von 1985 über die Vollendung des Binnen-
marktes 1 ) als trennende Faktoren für die Märkte 
und Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten identi-
fiziert wurden. 

2. Der vorliegende Vorschlag für eine Richtlinie 
über das allgemeine Verbrauchsteuersystem so-
wie über den Besitz und die Beförderung ver-
brauchsteuerpflichtiger Waren beschränkt sich 
darauf, nur dort zu harmonisieren, wo es notwen-
dig ist, und beläßt den Mitgliedstaaten die Zu-
ständigkeit dafür, die Verfahren für die Durchfüh-
rung und Kontrolle festzulegen; er gehört zu den 
Maßnahmen zur endgültigen, vollständigen Be-
seitigung der Steuergrenzen und soll zur Errich-
tung und zum Funktionieren des Binnenmarkts 
innerhalb der in Artikel 8 a des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft gesetzten Frist beitragen. 

3. Damit die Voraussetzungen für die Aufhebung 
der Steuergrenzen geschaffen werden können, 
müssen die Verbrauchsteuersätze und -struktu-
ren enger einander angenähert und die Regeln für 
den Besitz und die Beförderung verbrauchsteuer-
pflichtiger Waren festgelegt werden. 

4. Zu diesem Zweck arbeitete die Kommission 1987 
Richtlinienvorschläge zur Harmonisierung der 
Verbrauchsteuern auf Zigaretten, andere Tabak-
waren, alkoholische Getränke und Mineralöler-
zeugnisse aus 2). 

1989 änderte die Kommission ihre Vorschläge von 
1987 und führte Mindestsätze bzw. für bestimmte 
Mineralölerzeugnisse Steuersatzmargen sowie 
Zielsätze und damit eine gewisse Flexibilität 
ein 3). 

5. Zur Schaffung harmonisierter Verbrauchsteuer-
strukturen wurden dem Rat drei Vorschläge für 
Richtlinien vorgelegt; sie betreffen die Struktur 
der Verbrauchsteuern auf Tabakwaren, alkoholi-
sche Getränke und Mineralöle 4). Ziel dieser 

1) KOM(85) 310 vom 14. Juni 1985. 
2) KOM(87) 325, 326, 327 und 328 zur Annäherung der Ver-
brauchsteuern auf Tabakwaren, alkoholische Getränke und 
Mineralöle. 

3) KOM(89) 525, 526 und 527 zur Annäherung der Verbrauch-
steuern auf Tabakwaren, alkoholische Getränke und Mine-
ralöle. 

Richtlinienvorschläge ist die Beseitigung der 
Strukturunterschiede, die mit der Abschaffung 
der Steuerschranken zum 1. Januar 1993 nicht zu 
vereinbaren sind. 

6. Der vorliegende Richtlinienvorschlag über das 
allgemeine Verbrauchsteuersystem sowie über 
den Besitz und die Beförderung verbrauchsteuer-
pflichtiger Waren ist Teil der Gesamtstrategie zur 
Annäherung der Sätze und zur Harmonisierung 
der Struktur der indirekten Steuern. 

II. Hintergrund 

7. In ihren Mitteilungen vom 14. Juni 1989 5) und 
vom 3. November 1989 6) hatte die Kommission 
die Ausarbeitung eines Vorschlags zum Verkehr 
verbrauchsteuerpflichtiger Waren angekündigt, 
der den Grundsatz der Zahlung der Verbrauch-
steuern im Land des tatsächlichen Verbrauchs 
festschreiben sollte. 

Die Mitteilung sah im wesentlichen folgendes 
vor: 

— Freier Warenverkehr für Privatpersonen durch 
die vollständige Besei tigung der Steuerfrei

-

grenzen im Binnenmarkt; 

— Steueraufschub für Handelsgeschäfte bis zum 
Eintreffen der über miteinander verbundene 
Steuerlager beförderten Waren am Ort des 
Verbrauchs. 

8. In seinen Schlußfolgerungen vom 13. November 
1989 hatte der Rat für Wirtschafts- und Finanzfra-
gen als grundsätzliche Regelung für die Beförde-
rung und den Besitz verbrauchsteuerpflichtiger 
Waren vorgeschlagen, daß der Handelsverkehr 
mit diesen Waren zwischen von den Behörden der 
Mitgliedstaaten zugelassenen Lagerhaltern unter 
Steueraufschub erfolgen sollte. Käufer, die keine 
Lagerhalter sind, könnten nach der Grundlage 
entsprechender Rechtsvorschriften ihre Käufe bei 
Verkäufern anderer Mitgliedstaaten tätigen, wo-
bei die Verbrauchsteuer im Verbrauchsland zu 
entrichten wäre. 

III. Vorschlag der Kommission 

9. Der Richtlinienvorschlag folgt den Leitlinien in 
der obengenannten Mitteilung der Kommission 
sowie den Schlußfolgerungen des Rates für Wirt- 

4) KOM(90) . . . 
5) KOM(89) 260. 
6) KOM(89) 551. 
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schafts- und Finanzfragen vom 13. November 
1989. 

Er umfaßt die allgemeinen Bestimmungen zum 
räumlichen Geltungsbereich, zur Art der Waren, 
die auf Gemeinschaftsebene der Verbrauchsteuer 
unterliegen, zum Steuertatbestand, zum Steuer-
anspruch und zum Grundsatz, daß die Steuer im 
Land des tatsächlichen Verbrauchs zu entrichten 
ist, sowie die besonderen Bestimmungen zur Re-
gelung des Besitzes und der Beförderung 
verbrauchsteuerpflichtiger Waren (REGELUNG 
FÜR MITEINANDER VERBUNDENE STEUERLA-
GER). 

Allgemeine Bestimmungen 

10. In dem vorliegenden Richtlinienvorschlag wird 
der räumliche Geltungsbereich der Regelung für 
den Besitz und die Beförderung verbrauchsteuer-
pflichtiger Waren festgelegt, um eine einheitliche 
Anwendung der Bestimmungen der Richtlinie so-
wie der Richtlinien über die Verbrauchsteuer-
sätze und -strukturen sicherzustellen. 

11. Der Richtlinienvorschlag gilt für 

— Tabakwaren, 

— alkoholische Getränke und 

— Mineralölerzeugnisse. 

Die genannten Waren unterliegen keinen ande-
ren Steuern als der Verbrauchsteuer und der 
Mehrwertsteuer. 

Außerdem ist zu regeln, inwieweit andere Ver-
brauchsteuern bzw. allgemein andere indirekte 
Steuern, die unmittelbar oder mittelbar auf den 
Verbrauch erhoben werden, noch von den Mit-
gliedstaaten erhoben werden dürfen. Derartige, 
insbesondere aus Umweltschutzgründen erho-
bene, Steuern könnten zulässig sein, sofern sie 
lediglich auf bestimmte Waren oder Warengrup-
pen erhoben werden und im Handel zwischen 
den Mitgliedstaaten weder zu Steuerbefreiungen 
bei der Ausfuhr noch zu einer Besteuerung bei der 
Einfuhr noch zu Kontrollen an den Binnengrenzen 
der Gemeinschaft führen. 

Dieser Grundsatz wurde bereits in Artikel 2 der 
Richtlinie 72/464/EWG über die anderen Ver-
brauchsteuern auf Tabakwaren als die Umsatz-
steuer festgeschrieben. 

12. Bei den Verbrauchsteuern, die auf die unter Zif-
fer 11 genannten Waren erhoben werden, tritt der 
Steuertatbestand mit der Herstellung der Ware in 
der Gemeinschaft bzw. mit der Einfuhr einer aus 
einem Drittland stammenden Ware in die Ge-
meinschaft ein. Der Steueranspruch entsteht mit 
dem Übergang der steuerpflichtigen Ware in den 
zoll- und steuerrechtlich freien Verkehr. 

Der Steuertatbestand wird damit im gesamten 
Gemeinschaftsgebiet begründet, während der 
Steueranspruch in dem Mitgliedstaat entsteht, in 

dem die betreffende Ware in den Verkehr ge-
bracht worden ist. 

13. Der innergemeinschaftliche Verkehr mit ver-
brauchsteuerpflichtigen Waren basiert auf dem 
allgemeinen Prinzip, daß die Steuer im Land des 
tatsächlichen Verbrauchs zu entrichten ist. 

Dieses Prinzip gilt auch für den Verkauf oder die 
Zuordnung verbrauchsteuerpflichtiger Waren 
zum Verbrauch in einem Unternehmen, einer Ein-
richtung des öffentlichen Rechts oder für gemein-
nützige Zwecke. 

Der Versandhandelsverkauf im Sinne von Arti-
kel 28 der Sechsten Mehrwertsteuer-Richtlinie 7), 
geändert durch die Richtlinie zur Ergänzung des 
gemeinsamen Mehrwertsteuersystems 8), folgt 
ebenfalls diesem Grundsatz. 

Bestimmungen zu miteinander verbundenen 
Steuerlager (Regelung der Beförderung und 
Überwachung) 

14. Der Verkehr mit bedingt verbrauchsteuerbefrei-
ten Waren erfolgt über miteinander verbundene 
Steuerlager. Die Einrichtung solcher Lager muß 
von den zuständigen Steuerbehörden bewilligt 
werden. 

Der Inhaber dieser Bewilligung wird in dem Richt-
linienvorschlag als „zum Lagerverkehr zugelas-
sener Wirtschaftsteilnehmer" bezeichnet. 

Bei der Beförderung bedingt abgabenbefreiter 
Waren wird nach Wahl des Lagerinhabers ein 
Verwaltungsdokument oder ein Handelsdoku-
ment verwendet. 

Nach Erhalt der Waren sendet der Empfänger 
eine Kopie des begleitenden Verwaltungsdoku-
ments oder eine Kopie des Handelsdokuments 
zurück und bestätigt hierbei, daß er die Waren 
tatsächlich erhalten hat. 

15. Der vorliegende Richtlinienvorschlag läßt den 
einzelnen Mitgliedstaaten die Möglichkeit, auf ih-
rem Hoheitsgebiet die Verwendung von Erken-
nungs- oder Steuerzeichen vorzusehen. Es ver-
steht sich von selbst, daß die Mitgliedstaaten, die 
die Verbrauchsteuer auf anderem Wege als mit-
tels Steuerzeichen erheben, dafür zu sorgen ha-
ben, daß hieraus dem innergemeinschaftlichen 
Handel mit verbrauchsteuerpflichtigen Waren 
weder verwaltungsmäßige noch technische 
Hemmnisse entstehen. 

Um zu vermeiden, daß in einem Mitgliedstaat auf-
grund von Kontrollen von Erzeugnissen, die mit 
Steuer- oder Erkennungszeichen eines anderen 
Mitgliedstaates versehen sind, Zuwiderhandlun-
gen auftreten, gilt für die Beförderung der betref-
fenden Erzeugnisse in dem Mitgliedstaat, der den 
Steuer- oder Erkennungszeichen nicht entspricht, 
das Verfahren der bedingten Abgabenbefreiung, 

7) Richtlinie 77/388/EWG. 
8) ... 
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d. h. es wird ein begleitendes Verwaltungsdoku-
ment oder ein Handelsdokument verwendet. 

16. Um zu gewährleisten, daß die Besteuerung im 
Land des tatsächlichen Verbrauchs erfolgt, und 
um Doppelbesteuerungen zu vermeiden, die sich 
daraus ergeben könnten, daß auf eine ver

-

brauchsteuerpflichtige Ware, die in einem Mit-
gliedstaat zum tatsächlichen Verbrauch in den 
Verkehr gebracht wird, bereits in einem anderen 
Mitgliedstaat die Steuer entrichtet wurde, sieht 
der Richtlinienvorschlag zwei verschiedene Er-
stattungsverfahren vor. 

Diese beiden Erstattungsverfahren, durch die 
eine Doppelbesteuerung infolge des Inverkehr-
bringens desselben Gegenstandes in zwei ver-
schiedenen Mitgliedstaaten ausgeschlossen wer-
den soll, gestatten selbstverständlich auch Wirt-
schaftsakteuren, die nicht im Besitz der genann-
ten Bewilligung sind, am innergemeinschaftli-
chen Handel mit verbrauchsteuerpflichtigen Wa-
ren teilzunehmen, damit dieser Handel nicht von 
einigen wenigen spezialisierten Akteuren mono-
polisiert wird. 

N. Schlußfolgerung 

17. Der vorliegende Richtlinienvorschlag über das all-
gemeine Verbrauchsteuersystem sowie über den 
Besitz und die Beförderung verbrauchsteuer-
pflichtiger Waren in Verbindung mit den Vor-
schlägen zur Annäherung der Verbrauchsteuer-
sätze und zur Harmonisierung der Verbrauch-
steuerstruktur und den Vorschlägen zur Mehr-
wertsteuer, die dem Rat bereits vorliegen, dient 
zwei wichtigen Zielen. An erster Stelle ist die voll-
ständige, endgültige Beseitigung der Steuergren-
zen zu nennen. Mögliche Steuervergehen oder 
Wettbewerbsstörungen werden auf ein Mindest-
maß reduziert. Außerdem tragen die vorgeschla-
genen Richtlinien im Rahmen des Möglichen dem 
berechtigten Anliegen der Mitgliedstaaten Rech-
nung, unnötige Eingriffe in ihr Wirtschafts- und 
Steuersystem zu vermeiden. 

Erläuterung der Artikel 

— Artikel 1 ist sehr allgemein gehalten. Er folgt inso-
fern Artikel 1 der Richtlinie von 1972. 

— Artikel 2 betrifft den räumlichen Geltungsbereich 
der Richtlinie. Dieser Artikel ist nicht nur für die 
einheitliche Anwendung dieser Richtlinie in den 
Mitgliedstaaten, sondern auch für die Anwendung 
der in den Einzelrichtlinien zu den jeweiligen ver-
brauchsteuerpflichtigen Waren geregelten Steuer-
sätze von grundlegender Bedeutung. 

— In Artikel 3 wird aufgeführt, welche Waren auf 
Gemeinschaftsebene der Verbrauchsteuer unter-
liegen; des weiteren wird ausgeschlossen, daß 
diese Waren anderen Steuern, von der Mehrwert-
steuer abgesehen, unterliegen, und es werden die 
Bedingungen festgelegt, unter denen für be- 

stimmte Produkte andere Steuern erhoben werden 
können. 

Jeder Mitgliedstaat behält das Recht, auf be-
stimmte Erzeugnisse andere Steuern beizubehal-
ten oder einzuführen, aber unter der ausdrückli-
chen Bedingung, daß der freie Warenverkehr nicht 
beeinträchtigt wird und dies nicht eine Beibehal-
tung der Steuergrenzen zur Folge hat. 

— In Artikel 4 wird der Begriff des Steuertatbestands 
und des Steueranspruchs in seiner Anwendung auf 
die Gemeinschaft inhaltlich neu gefaßt. Der Steu-
ertatbestand muß gemeinschaftsweit eintreten, um 
zu vermeiden, daß seine Entstehung an das Über-
schreiten einer innergemeinschaftlichen Grenze 
gebunden ist. Unerläßlich ist auch, daß der Steuer-
anspruch durch die Überführung in den zoll- und 
steuerrechtlich freien Verkehr begründet wird und 
nicht durch das Überschreiten einer innergemein-
schaftlichen Grenze, was mit dem Wesen des Bin-
nenmarktes unvereinbar wäre. 

Im Sinne dieser Richtlinie ist unter der Überfüh-
rung in den zoll- und steuerrechtlich freien Ver-
kehr zu verstehen, daß die betreffende Ware auf 
dem Gebiet eines Mitgliedstaates nach Zahlung 
der Abgaben und Steuern in diesem Mitgliedstaat 
einer Person zur freien Verfügung steht. 

— Artikel 5 bestimmt, daß jeder Verkauf oder jede 
Zuordnung verbrauchsteuerpflichtiger Waren zum 
Verbrauch in einem Unternehmen, einer Einrich-
tung des öffentlichen Rechts oder für gemeinnüt-
zige Zwecke sowie jeder Versandhandelsverkauf 
im Sinne von Artikel 28 der Mehrwertsteuerricht-
linie die Verpflichtung begründet, die Verbrauch-
steuer in dem Land zu entrichten, in dem diese 
Waren tatsächlich verbraucht werden. 

— Vorbehaltlich einiger grundlegender Bestimmun-
gen zur Sicherstellung eines störungsfreien Funk-
tionierens des Binnenmarkts wird den Mitglied-
staaten in den Artikeln 6 bis 11 das Recht zuge-
standen, die Herstellung und den Besitz ver-
brauchsteuerpflichtiger Waren unter Beachtung 
gewisser Mindestvoraussetzungen, mit denen zu 
große Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten 
vermieden werden sollen, selbst zu regeln. 

— Titel III  setzt die Mindestvoraussetzungen fest, 
durch die gleiche Bedingungen für den Innerge-
meinschaftlichen Warenverkehr ohne Hemmnisse 
und Diskriminierung einzelner Lagerinhaber ge-
währleistet werden. 

— Artikel 11 erleichtert den Mitgliedstaaten die Kon-
trollen, da sie die Identität der Lagerinhaber an-
hand der Bewilligung zur Einrichtung eines Steu-
erlagers bestimmen können. Gleichzeitig wird je-
dem Lagerinhaber die gemeinschaftsweite Gel-
tung seiner Bewilligung garantiert. 

Außerdem eröffnet Artikel 11 Empfängern, die 
keine zugelassenen Lagerinhaber sind, unter be-
stimmten Voraussetzungen die Möglichkeit, die 
Regelungen in Anspruch zu nehmen. 
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— Artikel 12 betrifft das Warenbegleitpapier. Es be-
steht die Möglichkeit, zwischen einem Verwal-
tungs- oder Handelsdokument zu wählen. 

Die Verwendung eines Handelsdokuments, das 
bestimmte obligatorische Angaben enthält, ist die 
einfachste und unbürokratischste Lösung. Da 
Schwierigkeiten mit der sprachlichen Verständi-
gung auftreten können und es unter Umständen 
um vertrauliche Geschäftsinformationen geht, 
sollte jedoch die Möglichkeit nicht ausgeschlossen 
sein, in bestimmten Fällen auch ein anderes Doku-
ment zu verwenden. 

Es erschien daher unerläßlich, ein EG-Verwal-
tungspapier für den Warenverkehr in der Gemein-
schaft auszuarbeiten, das in den Mitgliedstaaten, 
die dies wünschen, auch im Inlandshandel einge-
setzt werden kann. Dieses Dokument muß jedoch 
so einfach wie möglich gehalten sein und sich auf 
die Angaben beschränken, die für Verbrauchsteu-
erzwecke unerläßlich sind. 

Es handelt sich um ein vorab beglaubigtes Doku-
ment, das keiner zusätzlichen Amtshandlung be-
darf. Dem zum Lagerverkehr zugelassenen Wirt-
schaftsteilnehmer werden so weitere Behörden-
gänge erspart. 

Da dieses Dokument unkompliziert und von den 
Wirtschaftsteilnehmern direkt zu verwenden ist, 
erscheint ein vereinfachtes Verfahren nicht ge-
rechtfertigt. 

Gemäß Absatz 2 wird dieses Papier nicht verwen-
det, wenn für die Beförderung der Waren andere 
Verfahren gelten. Die Kontrolle der Grundstoffe 
(z. B. Rohtabak und Rebstöcke), die auf Gemein-
schaftsebene nicht wich tig ist, bleibt gemäß Ab-
satz 3 den Mitgliedstaaten überlassen. 

— Artikel 13 sieht ausdrücklich vor, daß die Verant-
wortung für die Ausfertigung des Dokuments bei 
dem zum Lagerverkehr zugelassenen Wirtschafts-
teilnehmer liegt und dieser das Dokument dem 
anderen Lagerinhaber zuzusenden hat. 

— Die Bestimmungen von Artikel 14 entsprechen 
den vergleichbaren Bestimmungen über das ge-
meinschaftliche Versandverfahren. 

— Artikel 15 begründet keine Verpflichtung, sondern 
bietet den Mitgliedstaaten eine Wahlmöglichkeit. 
Erkennungszeichen dürften nämlich zwar nützlich 
sein, doch sind sie nicht die ideale oder einzig mög

-liche Lösung, da sie nicht allen Schwierigkeiten 
gerecht werden, die bei der Durchführung des 
freien Verkehrs auftreten könnten. 

Absatz 4 wurde eingefügt, um Steuervergehen 
auszuschließen. 

Eine Zahlungsfrist erschien nicht sinnvoll, auch 
wenn dies unter finanziellen Aspekten zu Wettbe-
werbsverzerrungen führen kann. Wichtig ist zu 
vermeiden, daß inländische Akteure durch Zah-
lungsfristen begünstigt werden. 

- Artikel 16 sieht zwei getrennte Erstattungsrege

-

lungen vor, um Doppelbesteuerungen zu vermei-
den, die sich daraus ergeben könnten, daß Waren 
in zwei verschiedenen Mitgliedstaaten in den steu-
errechtlich freien Verkehr überführt werden. 

Die erste Regelung bietet dem Versender die Mög-
lichkeit, die Waren in den steuerlich gebundenen 
Verkehr überzuführen oder rücküberzuführen, so 
daß in dem ersten Mitgliedstaat eine Erstattung 
geleistet werden kann, bevor im zweiten Mitglied-
staat die Zahlung erfolgt. 

Kann diese Regelung nicht angewendet werden, 
so gilt die Regelung, daß der Mitgliedstaat die Er-
stattung leistet, nachdem in dem anderen Mit-
gliedstaat die Zahlung erfolgt ist. Dieses Verfahren 
ist zwar finanziell belastend, doch kann so die 
Überführung oder Rücküberführung in den steuer-
lich gebundenen Verkehr vermieden werden. 

— Artikel 17 sieht vor, daß die Modalitäten für die 
Erstattung der Verbrauchsteuer im wesentlichen 
von den Mitgliedstaaten festgelegt werden, außer 
was die Erstattungsfrist anbetrifft, die zur Vermei-
dung jeglicher Diskriminierung mehr oder weni-
ger gleich lang sein muß. 

— Artikel 18 bezieht sich auf die Steuerbefreiungen 
aufgrund internationaler Abkommen zwischen 
den Mitgliedstaaten. Diese Bestimmung ist auch in 
anderen Texten enthalten; ihre Notwendigkeit 
versteht sich von selbst. 

— Titel VI betrifft den Verbrauchsteuerausschuß. Der 
Ausschuß ist nicht nur für Fragen im Zusammen-
hang mit der Durchführung der Richtlinie, sondern 
auch für Fragen zuständig, die sich bei der Durch-
führung der sektorbezogenen Richtlinien über die 
Verbrauchsteuersätze und -strukturen bei Tabak-
waren, alkoholischen Getränken und Mineralöler-
zeugnissen stellen. 
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